
































































 

Anhang I 
Graphische Darstellungen   
 
 
1. Gebäudelänge 
 
 

 
 



 

2. Bauabstände gegenüber nachbarlichem Grund 
 
Der kleine Grenzabstand (kGa) wird rechtwinklig zur Parzellengrenze gemessen und 
bezeichnet die zulässige kürzeste Entfernung der Fassade (Umfassungswand) von 
der Grundstücksgrenze. Der grosse Grenzabstand (gGa) wird rechtwinklig zur Fas-
sade gemessen. 
 
 

 
 
 



 

3. Winkelbau 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

4. Gebäudehöhe 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Gebäudehöhe bei Fassaden mit Abgrabungen 
 

 
 
 
 
 
 
Gebäudehöhe bei Gebäuden mit Flachdächern 
 

 
 



 

 
 
 
 
Anhang II 
EGzZGB Art. 79 
 
Art. 79 [Fassung vom 7. 6. 1970] 
 
C. Nachbarrecht 
I. Bauten und Pflanzungen 
1. Grenzabstände 
 
1 Für Bauten, welche den gewachsenen Boden in irgendeinem Punkte um mehr als 1,20 m überragen, 
ist gegenüber den Nachbargrundstücken ein Grenzabstand von wenigstens 3 m einzuhalten. Vorbe-
halten sind die Vorschriften des öffentlichen Rechts über die geschlossene oder annähernd geschlos-
sene Bauweise. 
2 Ist die geschlossene Bauweise zugelassen, aber nicht vorgeschrieben, so hat der Grundeigentümer, 
der die seitliche Umfassungsmauer nicht an die Grenze stellt, einen Grenzabstand von 6 m einzuhal-
ten. 
3 Wurde nach früherem Baurecht ein Nachbargebäude mit einer Umfassungsmauer an der Grenze 
erstellt, so ist der Anbau im gleichen Umfang gestattet. 
 
Art. 79a [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
 
2. An- und Nebenbauten 
Für eingeschossige An- und Nebenbauten, die nicht für den dauernden Aufenthalt von Menschen oder 
Tieren bestimmt sind, genügt ein Grenzabstand von 2 m, sofern die mittlere Fassadenhöhe dieser 
Bauten 4 m und ihre Grundfläche 60 m2 nicht übersteigen. 
 
Art. 79b [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
 
3. Vorspringende Bauteile 
Vorspringende offene Bauteile, wie Vordächer, Vortreppen, Balkone, dürfen von der Umfassungs-
mauer aus gemessen höchstens 1,20 m in den Grenzabstand hineinragen. 
 
Art. 79c [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
 
4. Abort- und Düngergruben 
1 Anlagen zur Aufnahme von Abortstoffen, Jauche, Dünger und anderen übelriechenden Abfällen sind 
in einem Abstand von wenigstens 3 m von der Grenze zu erstellen. 
2 Werden diese Anlagen so gebaut, dass keine Beeinträchtigung der Nachbarn eintreten kann, so 
braucht der Grenzabstand nicht eingehalten zu werden, wenn sie den gewachsenen Boden nicht um 
mehr als 1,20 m überragen. 
 
Art. 79d [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
 
5. Hofstattrecht 
1 Wird ein Gebäude durch Elementarereignisse ganz oder teilweise zerstört, so darf es innert fünf Jah-
ren ohne Rücksicht auf den privatrechtlichen Grenzabstand in seinem früheren Ausmass wieder auf-
gebaut werden. 
2 Die Frist ist eingehalten, wenn vor ihrem Ablauf das Baugesuch gestellt ist. Der Wiederaufbau ist 
ohne willkürliche Unterbrechung durchzuführen. 
 
Art. 79e [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
 
6. Brandmauern 
a Pflicht 
Gebäude, die an die Grenze gestellt werden, sind grenzseitig mit einer Brandmauer zu versehen. 
 



 

Art. 79f [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
b Mitbenützung 
1 Das Recht, eine vom Nachbar erstellte Brandmauer mitzubenützen, wird durch Einkauf in das Mitei-
gentum erworben. 
2 Für das Mitbenützungsrecht ist eine Entschädigung zu bezahlen, welche entsprechend dem Interes-
se der beteiligten Nachbarn an der Brandmauer festzulegen ist. 
3 Eigentums- und Benützungsrechte, die der Nachbar an der bestehenden Brandmauer erworben hat, 
können im Grundbuch angemerkt werden. 
 
Art. 79g [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
 
c Erhöhung 
Jeder Miteigentümer ist berechtigt, die Brandmauer auf seine Kosten zu erhöhen oder tiefer in den 
Boden hinunterzuführen. Baut der Nachbar an das neuerstellte Mauerstück an, so hat er sich gemäss 
Artikel 79f Absatz 2 einzukaufen. 
 
Art. 79h [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
 
7. Stützmauern und Böschungen 
a Pflicht zur Errichtung; Ausführung 
 
1 Wer längs der Grenze Auffüllungen oder Abgrabungen ausführt, hat das Nachbargrundstück durch 
Böschungen oder Stützmauern zu sichern. 
2 Böschungsneigungen dürfen höchstens 45° (100%) betragen. In steilem Gelände bleibt eine stärkere 
Neigung natürlich entstandener oder genügend gesicherter Böschungen vorbehalten. 
3 Die Stützmauer darf an die Grenze gestellt werden. Dient sie der Auffüllung, so darf sie den gewach-
senen Boden des höher gelegenen Grundstückes höchstens um 1,20 m überragen. 
 
Art. 79i [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
 
b Eigentum 
 
1 Eine Stützmauer, welche auf der Grenze steht, gilt als Bestandteil des Grundstücks, dessen Eigen-
tümer sie erstellt hat. Kann dies nicht festgestellt werden, so wird Miteigentum beider Nachbarn ange-
nommen. 
2 Im übrigen sind die Vorschriften über die Brandmauern sinngemäss anwendbar. 
 
Art. 79k [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
 
8. Einfriedungen 
1 Einfriedungen wie Holzwände, Mauern, Zäune, bis zu einer Höhe von 1,20 m vom gewachsenen 
Boden des höher gelegenen Grundstücks aus gemessen, dürfen an die Grenze gestellt werden. 
2 Höhere Einfriedungen sind um das Mass der Mehrhöhe von der Grenze zurückzunehmen, jedoch 
höchstens auf 3 m. 
3 Für Grünhecken gelten um 50 cm erhöhte Abstände; diese sind bis zur Mitte der Pflanzstelle zu 
messen. 
 
Art. 79l [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
 
9. Bäume und Sträucher 
 

1 Für Bäume und Sträucher, die nach Inkrafttreten dieser Bestimmungen gepflanzt werden, sind we-
nigstens die folgenden, bis zur Mitte der Pflanzstelle zu messenden Grenzabstände einzuhalten: 
5 m für hochstämmige Bäume, die nicht zu den Obstbäumen gehören, sowie für Nussbäume; 
3 m für hochstämmige Obstbäume; 
1 m für Zwergobstbäume, Zierbäume und Spaliere, sofern sie stets auf eine Höhe von 3 m zurückge-
schnitten 
werden; 
50 cm für Ziersträucher bis zu einer Höhe von 2 m sowie für Beerensträucher und Reben. 
2 Diese Abstände gelten auch für wild wachsende Bäume und Sträucher. 
3 Der Anspruch auf Beseitigung zu naher Pflanzungen verjährt nach fünf Jahren. Die Einhaltung der 
Maximalhöhen kann jederzeit verlangt werden. 



 

 
 
 
 
Art. 79m [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
 
10. Entzug von Licht und Sonne 
 
1 Werden wohnhygienische Verhältnisse durch den Schattenwurf hochstämmiger Bäume wesentlich 
beeinträchtigt, so ist deren Eigentümer verpflichtet, die störenden Bäume gegen angemessene Ent-
schädigung auf ein tragbares Mass zurückzuschneiden und sie nötigenfalls zu beseitigen. 
2 Vorbehalten bleiben entgegenstehende öffentliche Interessen, insbesondere des Natur- und 
Heimatschutzes und des Schutzes von Alleen. 
 
Art. 79n [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
 
11. Benützung von Mauern an der Grenze 
An Mauern und Wänden, die sich an oder auf der Grenze befinden, darf der Nachbar unentgeltlich 
unschädliche Vorrichtungen, namentlich Spaliere, anbringen. 
 
Art. 79o [Eingefügt am 7. 6. 1970] 
12. Betreten des nachbarlichen Grundes 
 
Der Nachbar hat das Betreten oder die vorübergehende Benützung seines Grundstückes zu gestat-
ten, wenn dies erforderlich ist für die Errichtung oder den Unterhalt von Bauten, Strassen, Pflanzun-
gen längs der Grenze oder von sonstigen Anlagen wie Leitungen. Er ist rechtzeitig zu benachrichtigen 
und hat Anspruch auf möglichste Schonung und vollen Schadenersatz. 
 
 
 
 



 

Anhang III 
Zusammenstellung der eidg. und kant. Erlasse 
 
 
Stand 01.01.2008 
 
 
A. BAU- UND PLANUNGSRECHT 
 

− Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (RPG, SR 700) 

− Verordnung über die Raumplanung vom 28. Juni 2000 (RPV, SR 700.1) 

− Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz vom 4. Oktober 1974 (WEG, SR 843) 

− Gesetz über die Erhaltung von Wohnraum vom 9. September 1975 (WERG, BSG 853.1) 

− Gesetz über die Verbesserung des Wohnungsangebotes vom 7. Februar 1978 
(BSG 854.1) 

− Koordinationsgesetz vom 21. März 1994 (KoG, BSG 724.1) 

− Baugesetz des Kantons Bern vom 9. Juni 1985 (BauG, BSG 721.0) 

− Dekret über das Baubewilligungsverfahren vom 22. März 1994 (BewD, BSG 725.1) 

− Bauverordnung vom 6. März 1985 (BauV, BSG 721.1) 

− Verordnung über die kantonale Kommission zur Wahrung der Interessen der Behinderten 
im Bauwesen (BBKV) vom 23. August 1995 (BSG 725.211) 

− Verordnung über die kantonale Kommission zur Pflege der Orts- und Landschaftsbilder 
(OLK) vom 14. August 1996 (BSG 426.221) 

− Dekret über das Normalbaureglement vom 10. Februar 1970 (NBRN, BSG 723.13) 

− Dekret über die Umlegung von Baugebiet, die Grenzregulierung und die Ablösung oder 
Verlegung von Dienstbarkeiten vom 12. Februar 1985 (Baulandumlegungsdekret, BUD, 
BSG 728.1) 

− Dekret über die Beiträge der Grundeigentümer von Erschliessungsanlagen und an weitere 
öffentliche Werke und Massnahmen vom 12. Februar 1985 (Grundeigentümerbeitragsdek-
ret, GBD, BSG 732.123.44) 

− Verordnung über die Aussen- und Strassenreklame vom 17. November 1999 (BSG 722.51) 

 
 
 
B. STRASSENBAU, EISENBAHNEN UND LUFTFAHRT 
 

− Bundesgesetz über die Nationalstrassen vom 8. März 1960 (SR 725.11) 

− Verordnung über die Nationalstrassen vom 18. Dezember 1995 (SR 725.111) 

− Verordnung über den Vollzug des Bundesgesetzes über die Nationalstrassen im Kanton 
Bern vom 3. März 1961 (BSG 732.181) 

− Gesetz über den Bau und Unterhalt der Strassen vom 2. Februar 1964 (SBG, BSG 732.11) 

− Verordnung über die Offenhaltung der Versorgungsrouten für Ausnahmetransporte vom 
19. Dezember 1979 (BSG 732.123.31) 

− Bundesgesetz über Fuss- und Wanderwege vom 4. Oktober 1985 (FWG, SR 704) 

− Verordnung über Fuss- und Wanderwege vom 26. November 1986 (FWV, SR 704.1) 

− Verordnung zur vorläufigen Regelung der Einführung des Bundesgesetzes über Fuss- und 
Wanderwege im Kanton Bern vom 27. April 1988 (EV/FWG, BSG 705.111) 



 

− Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 1957 (EBG, SR 742.101) 

− Verordnung über Bau und Betrieb der Eisenbahnen vom 23. November 1983 (Eisenbahn-
verordnung, EBV, SR 742.141.1) 

− Bundesgesetz über die Anschlussgleise vom 5. Oktober 1990 (AnGG, SR 742.141.5) 

− Verordnung über die Anschlussgleise vom 26. Februar 1992 (AnGV, SR 742.141.51) 

− Luftfahrtgesetz vom 21. Dezember 1948 (LFG, SR 748.0) 

 
 
 
C. WASSER 
 

− Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer vom 24. Januar 1991 (GSchG, SR 814.20) 

− Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (GSchV, SR 814.201) 

− Kantonales Gewässerschutzgesetz vom 11. November 1996 (KSchG, BSG 821.0) 

− Kantonale Gewässerschutzverordnung vom 24. März 1999 (KGV, BSG 821.1) 

− Wassernutzungsgesetz vom 23. November 1997 (WNG, BSG 752.41) 

− Wasserversorgungsgesetz vom 11. November 1996 (WVG, BSG 752.32) 

− Wasserversorgungsverordnung vom 17. Oktober 2001 (WVV, BSG 752.321.1) 

− Gesetz über Gewässerunterhalt und Wasserbau vom 14. Februar 1989 (Wasserbaugesetz, 
WBG, BSG 751.11) 

− Wasserbauverordnung vom 15. November 1989 (WBV, BSG 751.111) 

− Gesetz über See- und Flussufer vom 6. Juni 1982 (SFG, BSG 704.1) 

− Verordnung über See- und Flussufer vom 29. Juni 1983 (SFV, BSG 704.111) 

− RRB Nr. 0105 über die Bezeichnung der Flüsse nach Art. 11 Abs. 1 BauG vom 8. Januar 
1986 (BSG 721.119) 

 
 
 
D. ENERGIE- UND LEITUNGSWESEN 
 

− Energiegesetz vom 14. Mai 1981 (BSG 741.1) 

− Allgemeine Energieverordnung vom 13. Januar 1993 (BSG 741.111) 

− Bundesgesetz betreffend die elektrischen Schwach- und Starkstromanlagen vom 24. Juni 
1902 (Elektrizitätsgesetz, SR 734.0) 

− Verordnung über das Plangenehmigungsverfahren für Starkstromanlagen vom 
26. Juni 1991 (VPS, SR 734.25) 

− Rohrleitungsgesetz vom 4. Oktober 1963 (SR 746.1) 

 
 
 
E. UMWELTSCHUTZ, NATUR- UND HEIMATSCHUTZ 
 

− Bundesgesetz über den Umweltschutz vom 7. Oktober 1983 (USG, SR 814.01) 

− Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 19. Oktober 1988 (UVPV, 
SR 814.011) 



 

− Kant. Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 16. Mai 1990 (KUVPV, 
BSG 820.111) 

− Verordnung über den Schutz vor Störfällen vom 27. Februar 1991 (StFV, SR 814.012) 

− Einführungsverordnung zur eidgenössischen Störfallverordnung vom 22. September 1993 
(EV StFV, BSG 820.131) 

− Verordnung über den Verkehr mit Abfällen vom 22. Juni 2005 (VeVA, SR 814.610) 

− Technische Verordnung über Abfälle vom 10. Dezember 1990 (TVA, SR 814.015) 

− Gesetz über die Abfälle vom 7. Dezember 1986 (AbfG, BSG 822.1) 

− Abfallverordnung vom 11. Februar 2004 (AbfV, BSG 822.111) 

− Verordnung über die Bezeichnung der beschwerdeberechtigten Umweltschutzorganisatio-
nen vom 27. Juni 1990 (VBUO, SR 814.076) 

− Verordnung über Belastungen im Boden vom 1. Juli 1998 (VBBo, SR 814.12) 

− Bodenschutzverordnung vom 4. Juli 1990 (BSV, BSG 825.111) 

− Luftreinhalteverordnung vom 16. Dezember 1985 (LRV, SR 814.318.142.1) 

− Gesetz zur Reinhaltung der Luft vom 16. November 1989 (Lufthygienegesetz, BSG 823.1) 

− Verordnung über den Vollzug des Gesetzes zur Reinhaltung der Luft vom 23. Mai 1990 
(LHV, BSG 823.111) 

− Lärmschutzverordnung vom 15. Dezember 1986 (LSV, SR 814.41) 

− Kant. Lärmschutzverordnung vom 16. Mai 1990 (KLSV, BSG 824.761) 

− Bundesgesetz über die Lärmsanierung der Eisenbahnen vom 24. März 2000 (SR 742.144) 

− Bundesgesetz über die Jagd und den Schutz wildlebender Säugetiere und Vögel vom 
20. Juni 1986 (Jagdgesetz, JSG, SR 922.0) 

− Gesetz über Jagd und Wildtierschutz vom 25. März 2002 (JWG, BSG 922.11) 

− Bundesgesetz über die Fischerei vom 21. Juni 1991 (SR 923.0) 

− Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz vom 1. Juli 1966 (NHG, SR 451) 

− Verordnung über den Natur- und Heimatschutz vom 16. Januar 1991 (NHV, SR 451.1) 

− Verordnung über das Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler vom 
10. August 1977 (VBLN, SR 451.11) 

− Verordnung über das Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz vom 
9. September 1981 (VISOS, SR 451.12) 

− Verordnung über den Schutz der Auengebiete von nationaler Bedeutung vom 28. Oktober 
1992 (Auenverordnung, SR 451.31) 

− Verordnung über den Schutz der Hoch- und Uebergangsmoore von nationaler Bedeutung 
vom 21. Januar 1991 (Hochmoorverordnung, SR 451.32) 

− Naturschutzgesetz vom 15. September 1992 (NSchG, BSG 426.11) 

− Naturschutzverordnung vom 10. November 1993 (NSchV, BSG 426.111) 

− Verordnung über die Erhaltung der Lebensgrundlagen und der Kulturlandschaft vom 
5. November 1997 (LKV, BSG 910.112) 

 
 
 
F. LAND- UND FORSTWIRTSCHAFT 
 

− Bundesgesetz über das bäuerliche Bodenrecht vom 4. Oktober 1991 (BGBB, 
SR 211.412.11) 



 

− Gesetz über das bäuerliche Boden- und Pachtrecht vom 21. Juni 1995 (BPG, BSG 
215.124.1) 

− Bundesgesetz über die Landwirtschaft vom 29. April 1998 (LWG, SR 910.1) 

− Kantonales Landwirtschaftsgesetz vom 16. Juni 1997 (KLwG, BSG 910.1) 

− Gesetz über das Verfahren bei Boden- und Waldverbesserungen vom 16. Juni 1997 
(VBWG, BSG 913.1) 

− Verordnung über das Verfahren bei Boden- und Waldverbesserungen vom 5. November 
1997 (VBWV, BSG 913.111) 

− Bundesgesetz über den Wald vom 4. Oktober 1991 (WaG, SR 921.0) 

− Kantonales Waldgesetz vom 5. Mai 1997 (KWaG, BSG 921.11) 

− Kantonale Waldverordnung vom 29. Oktober 1997 (KWaV, BSG 921.111) 

 
 
 
G. GEWERBE, ARBEITNEHMERSCHUTZ 
 

− Gesetz über Handel und Gewerbe vom 4. November 1992 (Gewerbegesetz, HGG, 
BSG 930.1) 

− Verordnung vom 24. Januar 2007 über Handel und Gewerbe (HGV, BSG 930.11) 

− Gastgewerbegesetz vom 11. November 1993 (GGG, BSG 935.11) 

− Gastgewerbeverordnung vom 13. April 1994 (GGV, BSG 935.111) 

− Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel vom 13. März 1964 (Ar-
beitsgesetz, SR 822.11) 

− Gesetz vom 4. November 1992 über die Arbeit, Betriebe und Anlagen (ABAG, 
BSG 832.01) 

− Verordnung vom 19. Mai 1993 über die Arbeit, Betriebe und Anlagen (ABAV, 
BSG 832.011) 

 
 
 
H. FEUERPOLIZEI 
 

− Feuerschutz- und Feuerwehrgesetz vom 20. Januar 1994 (FFG, BSG 871.11) 

− Feuerschutz- und Feuerwehrverordnung vom 11. Mai 1994 (FFV, BSG 871.111) 

− Gesetz über die Gebäudeversicherung vom 6. Juni 1971 (BSG 873.11) 

 
 
 
I. PRIVATES BAU- UND PFLANZENRECHT 
 

− Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (ZGB, SR 210) 

− Einführungsgesetz zum Schweiz. Zivilgesetzbuch vom 28. Mai 1911 (EGzZGB, 
BSG 211.1) 

 
 
 
 
 



 

K. MILITÄR, ZIVILSCHUTZ 
 

− Bundesgesetz über die Armee und die Militärverwaltung vom 3. Februar 1995 (MG, SR 
510.10) 

− Verordnung über das Plangenehmigungsverfahren für militärische Bauten und Anlagen 
vom 13. Dezember 1999 (MPV, SR 510.51) 

− Verordnung über das Immobilienmanagement und die Logistik des Bundes vom 14. De-
zember 1998 (VILB, SR 172.010.21) 

− Bundesgesetz über den Zivilschutz vom 17. Juni 1994 (ZSG, SR 520.1) 

− Zivilschutzverordnung vom 19. Oktober 1994 (ZSV, SR 520.11) 

− Bundesgesetz über die baulichen Massnahmen im Zivilschutz vom 4. Oktober 1963 
(Schutzbautengesetz, SR 520.2) 

− Schutzbautenverordnung vom 27. November 1978 (Schutzbautenverordnung, SR 520.21) 

 
 
 
L. GEMEINDEWESEN 
 

− Gemeindegesetz vom 16. März 1998 (GG, BSG 170.11) 

− Gemeindeverordnung vom 16. Dezember 1998 (GV, BSG 170.111) 

− Gesetz vom 25. November 2004 zur Förderung von Gemeindezusammenschlüssen (Ge-
meindefusionsgesetz, GFG, BSG 170.12) 

− Verordnung vom 24. Oktober 2007 über die Regionalkonferenzen (RKV, BSG 170.211) 

− Verordnung vom 24. Oktober 2007 über das Geschäftsreglement für die Regionalkonfe-
renzen (RKGV, BSG 170.212) 

− Bundesgesetz vom 6. Oktober 2006 über Regionalpolitik (SR 901.0) 

 
 
 
M. VERFAHREN; RECHTSPFLEGE 
 

− Bundesgesetz über das Bundesgericht vom 17. Juni 2005 (BGG, SR 173.110) 

− Einführungsverordnung vom 25. Oktober 2006 zum Bundesgesetz über das Bundesgericht  
(EV BGG, BSG 155.211) 

− Bundesgesetz über den Fristenlauf an Samstagen vom 21. Juni 1963 (SR 173.110.3) 

− Verordnung über die Eröffnung letztinstanzlicher kantonaler Entscheide in öffentlich-
rechtlichen Angelegenheiten vom 8. November 2006 (SR, 173.110.47) 

− Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren vom 20. Dezember 1968 (VwVG, 
SR 172.021) 

− Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vom 23. Mai 1989 (VRPG, BSG 155.21) 

− Bundesgesetz über die Enteignung vom 20. Juni 1930 (SR 711) 

− Enteignungsgesetz vom 3. Oktober 1965 (EntG, BSG 711.0) 

− Gesetz vom 27. November 2000 über den Finanz- und Lastenausgleich (FILAG, BSG 
631.1) 

− Verordnung vom 22. August über den Finanz- und Lastenausgleich (FILAV, BSG 631.111) 



 

− Einführungsverordnung vom 24. Oktober 2007 zur Neugestaltung des Finanzausgleichs 
und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich Naturschutz  
(EV NFA Naturschutz, BSG 631.120) 

− Einführungsverordnung vom 24. Oktober 2007 zur Neugestaltung des Finanzausgleichs 
und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich Strukturverbesserung  
(EV NFA Strukturverbesserung, BSG 631.121) 

− Einführungsverordnung vom 24. Oktober 2007 zur Neugestaltung des Finanzausgleichs 
und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich Wald  
(EV NFA Wald, BSG 631.122) 

− Einführungsverordnung vom 24. Oktober 2007 zur Neugestaltung des Finanzausgleichs 
und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich Wasserbau 
(EV NFA Wasserbau, BSG 631.123) 

 

 



 

Anhang IV 
Schützenswerte Objekte 
 
 
Siehe Bauinventar der kant. Denkmalpflege vom 5. Juli 2004 
 



 

Anhang V 
Erläuterungen zu den Richtplänen Ortsbildgestaltung und Verdichtung 
 
 
Vorbemerkungen 
 
Ausgangslage 
Im alten Zonenplan sind die Bäuerten Allmenden, Thal, Eschlen/Moos, Balzenberg 
und Ringoldingen der ländlichen Dorfzone zugeordnet worden. Die dafür geltenden 
baupolizeilichen Masse waren nicht geeignet für eine, den Ortsbildern und der wert-
vollen Bausubstanz angepassten baulichen Erneuerung der Weiler (Verdichtete 
Bauweise, Unterschreitung der Grenzabstände etc.). Vor allem in Allmenden, 
Eschlen (Schaufelmattli), Ringoldingen und Thal entstanden denn auch Neubauten 
am Siedlungsrand. Im Inventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz (ISOS) 
sind alle Weiler der Erhaltungsstufe A zugeordnet mit dem Hinweis „ursprüngliche 
Substanz von Bauten und Freiräumen mit ausgeprägten epochenspezifischen oder 
regionaltypischen Merkmalen als Ganzheit vorhanden“. Die dafür geltenden Erhal-
tungsziele sind im ISOS für die einzelnen Weiler und Bäuerten festgehalten. Eines 
der Ziele der Ortsplanung war es, Randbedingungen für eine ortsbildgerechte bauli-
che Verdichtung der Weiler aber auch der alten Siedlungsteile von Erlenbach und 
Latterbach zu erarbeiten. Grundlage dazu bildet die Ortsbildanalyse sowie eine de-
taillierte Grundeigentümerbefragung, in welcher die baulichen Absichten der Ortsan-
sässigen eingeholt und ausgewertet worden sind.  
 
Ziel und Zweck der Richtpläne 
Die Richtpläne Ortsbilderhaltung und Verdichtung sind behördenverbindlich und die-
nen der Baukommission und dem Gemeinderat als Grundlage und Steuerungsin-
strumente für 

- die Erteilung von Baubewilligungen für Neu-, An- und Umbauten, welche auf 
bestehende Bauten und Aussenräume im Einzelnen sowie auf das Ortsbild im 
Gesamten Rücksicht zu nehmen haben; 

- die bauliche Erneuerung bestehender Bauten unter Berücksichtigung der 
Schutz- und Erhaltenswürdigkeit der Bauten: 

- die Aussenraum- und Umgebungsgestaltung 
 
Im Zonenplan sind die Weiler der Bäuerten entsprechend der Zielsetzung der Erhal-
tungszone zugeordnet und in Erlenbach und Latterbach sind es die Kernzone, die 
Wohn- und Wohngewerbezone 2geschossig. Alle erhaltenswerten Ortsteile und Wei-
ler sind als Ortsbilderhaltungsgebiet im Zonenplan bezeichnet mit dem entsprechen-
den Artikel im Baureglement.  
 
 
Empfehlungen zu den Richtplänen 
 
1. Wirkungsbereich und Stellung zur Grundordnung 
 
1.1 Für die Weiler Allmenden, Thal-Bützi, Eschlen, Moos, Balzenberg und Ringoldin-

gen sowie für Erlenbach und Latterbach sind Richtpläne im Massstab 1:1000 er-
arbeitet worden. 

1.2 Für die übrigen im Zonenplan bezeichneten Ortsbilderhaltungsgebiete gelten bei 
baulichen Veränderungen sinngemäss dieselben Bestimmungen.  



 

1.3 Soweit in den nachfolgenden Empfehlungen nichts Anderes festgelegt, wird gel-
ten 
a) die Bestimmungen des Baureglementes 
b) die Bestimmungen der rechtskräftigen Überbauungsordnungen 

 
1.4 Im Richtplan Erlenbach sind zur Vervollständigung des zukünftigen Siedlungsbil-

des die Bebauungskonzepte der rechtskräftigen Überbauungsordnung Weiermat-
te, Zentrum und Alpina-Areal dargestellt. Der Bebauungsvorschlag Spychermatte 
ist eine mögliche Variante, welche im Rahmen der zu erarbeitenden Über-
bauungsordnung präzisiert werden muss. In Eschlen sind die Bauten im Richt-
plan entsprechend der Überbauungsordnung Schaufelmattli übernommen wor-
den. Es gelten die entsprechenden Vorschriften der ehemaligen Überbauungs-
ordnung, welche Richtplan-Charakter haben.  

1.5 In den Richtplänen sind entsprechend der Grundeigentümerbefragung Neubau-
ten festgelegt, wobei 
a) dies zum Teil keinen konkreten Bauabsichten der nahen Zukunft entspricht 

und/oder 
b) sofern dies mit den Zielen und Randbedingungen des Dorfbildes zu vereinba-

ren ist, sinngemäss auch nicht in den Plänen festgelegte Neubaumöglichkei-
ten innerhalb der Bauzone bestehen. 

 
2. Inhalte 
Im Richtplan Ortsbilderhaltung und Verdichtung festgelegt sind 

- Erhaltung und Erneuerung der bestehenden Bauten 
- Lage und Abmessung von An- und Nebenbauten 
- Hauptfirstrichtung 
- Erhaltung bestehender Bäume und Hecken sowie Neupflanzungen 
- Erhaltung und Gestaltung des Aussenraumes und der Umgebung 
- Parkierungs- und Erschliessungshinweise (nur bei mehreren Neubauten) 

 
3. Ortsbilderhaltungsgebiet gemäss Zonenplan 
Vgl. Art. 55 BauR 
 
4. Schützenswerte Bauten gemäss Zonenplan 
Vgl. Art .67 BauR 
 
5. Erhaltenswerte Bauten gemäss Zonenplan 
Vgl. Art. 68 Baur 
 
6. Altbauten 
Bezeichnung der bestehenden Altbauten, welche architektonisch und gestalterisch 
als Einzelobjekte ohne grosse Bedeutung für das Ortsbild, jedoch Bestandteil des 
ursprünglichen Dorfes sind. Diese können durch einen Neubau ersetzt werden. Dies 
gilt insbesondere auch für Scheunen, welche nicht mehr der Landwirtschaft dienen.  
 
7. Neubaustandort 
Das bezeichnete Baufeld erlaubt die Realisierung eines Neubaus, wobei im Sinne 
einer ortsbildgerechten Verdichtung die Grenzabstände unterschritten werden kön-
nen. Im Zusammenhang mit der Unterschreitung der Grenzabstände sind Art und 
Mass der Dachnutzung bzw. des Dachausbaus aus ästhetischer Sicht sowie unter 
Berücksichtigung der Nachbarschaft zu prüfen.  



 

8. Hauptfirstrichtung 
Die Hauptfirstrichtung wird nur dort vorgegeben, wo diese bei der Realisierung eines 
Neu- oder Ausbaus für das Ortsbild oder für bestehende Gebäude von Bedeutung 
ist.  
 
9. Anzahl Vollgeschosse 
9.1 Bei den schützens- und erhaltenswerten Bauten ist die Geschosszahl des beste-
henden Gebäudes massgebend. 
9.2 Bei allen übrigen gilt die Geschosszahl der entsprechenden Zone.  
 
10. Ortsbildprägende Baumsubstanz 
10.1 Die bezeichneten bestehenden Bäume und Hecken prägen das Orts- und 
Landschaftsbild und sind in ihrem Bestand zu erhalten.  
10.2 Bei Abgang – krankheitshalber oder im Falle von notwendigen baulichen Mass-
nahmen – ist ein Ersatz in gleichwertiger Lage zu pflanzen. Notwendige pflegerische 
Massnahmen sind zu erbringen 
10.3 Die gemäss Zonenplan an ihrem Standort geschützten Bäume sind im Richtplan 
speziell vermerkt. Es sind dies  

- - die Linde in Balzenberg 
-  Die Bergahornreihe in Thal 

 
10.4 Die bezeichneten Neupflanzungen sind als Hinweise zu verstehen für die Um-
gebungsgestaltung im Zusammenhang mit der Erteilung einer Baubewilligung. An-
zahl und genaue Lage sind im Umgebungsgestaltungsplan festzulegen.  
 
11. Hofstatt 
Die bezeichneten Obstgärten sind wenn immer möglich in ihrem heutigen Bestand zu 
erhalten und zu erneuern. Wünschbar aber im Richtplan nicht dargestellt sind Neu-
pflanzungen von Obstbäumen. 
 
12. Wichtige Grünbezüge und Grünbereiche 
Diese bezeichnen den für das Ortsbild äusseren und inneren charakteristischen 
Landschaftsraum meist in Bezug mit einer topografisch markanten Geländeformati-
on. Diese in den Inventarplänen bezeichneten Gebiete sind in ihrer Bedeutung für 
das Ortsbild Umgebungsschutzgebiete, welche von Bauten freizuhalten sind.  
 
 
 












